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Linrtircbcr Tel !.
Lu den Mn a zNeuererklärungen .

* I « Nummer 38 der »Mannheimer BolkSstimme" vom
G. d. M. wird in einer Zuschrift aus einer Landgemeinde der
Befürchtung Ausdruck verliehen , die Reichskasse könnte da¬
durch geschädigt werden, datz gewissenlose Steuerpflichtige ihre
der Umsatzsteuer unterliegenden Umsätze zu nieder an »
meldeten.

HS ist nicht zu leugnen , datz diese Gefahr bis zu einem
« wisse« Grad besteht . Die Erfahrung lehrt , datz viele Um»
satzftcuererklärungen zu nieder sind . Die Beamten der
Finanzämter wissen dies aber wohl und nehmen deshalb di«
Erklärungen keineswegs ungeprüft hin . WaS die Umsätze
der Landwirte anlangt , auf die in jener Zeitungsnotiz
besonder» abgehoben ist, so find Vorkehrungen getroffen , die
»iae vollständige Erfassung der aus dem Verkauf landwirt¬
schaftlicher Erzeugnisse erzielten Einnahmen ermöglichen sol¬
len . Da die grotze Masse der Landwirte keine Geschäftsbücher
führt , so machen die Finanzämter bei der Veranlagung dieser
Pflichtigen von der Einrichtung der Schätzung Gebrauch , wenn
die Bedenken des Finanzamts gegen die Steuererklärung
durch die Auskünfte der Pflichtigen nicht gehoben werden
können . Stellt sich im Veranlagungsverfahren heraus , daß
ein Steuerpflichtiger seine Umsätze zu nieder angemeldet hat.
so wird das Strafverfahren eingeleitet . Die Strafbestim¬
mungen find streng. Die Hinterziehung der Umsatzsteuer
Wird mit einer Geldstrafe bis zum zwanzig fachen Be¬
trag der hinterzogeuen Steuer oder mit Gefängnis be¬
straft.

Merreichiti 'es Brontu!at in Mannheim.
** Dem zum österreichischen Honorarkonsul in Mannheim

ernannten Herrn Ernst Bodenheimer ist seitens d«S
Reichs das Exequatur erteilt worden . Demzufolge wird er
zur Ausübung konsularischer Funktionen :m Kreise Mann¬
heim zugelafie«.

* Von den Deultcbnntionnlen .
Mit dem Austritt Kardorffs und seiner Freunde aus

der „deutschnationalen " Volkspartei hat es
angefangen , und mit einer regelrechten Krisis innerhalb
her Partei hat es zurzeit sein augenblickliches Ende er¬
reicht . Wohin diese Krisis führen wird , zu einer Stär¬
kung oder Schwächung der Partei , kann heute noch nie¬
mand sagen . Die Tatsache der Krisis ist aber nicht aus
der Welt zu schaffen.

In der «deutschnationalen"' Dolkspartei standen sich von
vornherein zwei Richtungen klar erkennbar gegenüber .
Die eine Richtung wollte eine mehr gemäßigte , der all¬
gemeinen Notlage des Vaterlandes gerechtwerdende Po¬
litik, die andere Richtung hielt die Opposition um der
Opposition willen, die Jntransigenz des parteipolitischen
Standpunkts für das allein Richtige. Die gemäßigte
Auffassung, die in der Wählerschaft nur über schwache
Minoritäten verfügte , unterlag - und das hatte eine Reihe
von vielbeachteten Austritten aus der Partei zur Folge .

Anfangs schien es . als ob die Sieger völlig einig unter¬
einander klären . Dieser Eindruck hat sich aber im Laufe
der Zeit verflüchtigt. Schon seit Monaten sehen nur ,
daß der alte Gegensatz , inneuer Form , wieder lebendig
geworden ist.

Allerdings besteht insofern ein erheblicher Unterschied
gegen früher , als die Vertreter der gemäßigteren Tonart
heute durchaus nicht mit der Folgerichtigkeit und Ehr¬
lichkeit eines Kardorff operieren und auch keineswegs auS
politischer Überzeugung oder aus wirklicher Rücksicht auf
die Nöte unseres Volkes eine gewisse Mäßigung walten
lassen, sondern lediglich aus taktischen Gründen .
Und man kann es begreifen, daß dieser Tage ein
»Dentschnationaler"

, der in der eigenen Parteipresse nicht
zu Wort kommen konnte, im „Vorwärts " die Partei¬
leitung und ihre ganze Politik der Unwahrhastigkeit be¬
zichtigt hat.

Diese Richtung innerhalb der Leutschnationalen Volks-
Partei hat augenblicklich offiziell die Oberhand ; ja . es
scheint so, als ob die eigentliche Parteileitung unter
Führung Hergts ziemlich geschloffen für diese , sozu¬
sagen „revisionistische " Taktik eintritt . Wenn dahinter
ehrliches Wollen und aufrichtige Mitarbeitsberertschast
stände , könnte man gegen eine solche Taktik wahrlich
nichts einwenden . Aber von einer solchen Aufrichtigkeit
ist wenig zu merken.

Zunächst einmal hat eben doch die Parteileitung ge¬
äste . gefühlsmäßige Rücksichten auf Ste Wäh -
» erschaff zu nehmen. Und das Gros dieser Wähler¬
schaft folgt zweifellos viel lieber der aufreizenden nihi¬

listischen , mit einseitigen Versprechungen arbeitenden Pa¬
role der extremen Richtung. Und so ist es auch zu er¬
klären , datz der Parteivorfitzende Hergt den ihm von
- eutschvolksparteilichenAbgeordneten unterbreiteten Vor-
Wag der parteimäßigen Bildung einer nationalen
Einheitsfront mit der Bemerkung ablehnte , daß die Wäh¬
ler der „deutschnationalen" Volkspartei die Teilnahine
an einer solchen Einheitsfront , die ja letzten Endes immer
eine Teilnahme an der Regierung sein müsse, nicht ver¬
stehen würden , weil sie dann ja mit den Sozialdemokra¬
ten an einem Tische sitzen müßten.

Der Zufall wollte es nun , daß Hergt noch früher
ablehnte , als die Sozialdemokraten , und daß er ?»
in einer Form tat . die bei der Deutschen Volkspariei die
Überzeugung wachrufen mutzte , daß der „deutsch na¬
tionalen " Volkspartei in dieser Stunde
der Not an der Rettung des Vaterlandes
durch entschlossene Einmütigkeit nichts
gelegen sei . Persönlich hat einer der Führer oer
Deutschen Volkspartei , Dr . Becker, der in erster Linie mit
Hergt verhandelte , offen erklärt , daß „ diese Verhandlun¬
gen für ihn die schwerste politische und persönliche Ent¬
täuschung gewesen seien , die er je erlebt habe" .

Als die „deutschnationale" Parteileitung merkte, daß
sie durch die schroffe Ablehnung ihre Aussichten für die
Preußenwahlen verschlechtert und dem Gegner ein vor¬
treffliches Agitationsmaterial nn die Hand gespielt hatte ,
schwenkte sie um . Sie hat das sicherlich ohne alle Ge-
wiffensbisse getan , weil sie ja von vornherein mehr unter
dem Zwang , als aus eigener Überzeugung abgelehnt
hatte .

Zur Zeit schweben denn auch neueDerhandlun -
gen zwischen Vertretern der Deutschen Volkspartei und
der „Deutschnationalen" Volkspartei , um in irgend einer
Form die Bildung jener nationalen Einheitsfront zu
ermöglichen. Und die „deutschnationale" Parteileitung
hat schon vor einigen Tagen verkünden lassen , daß sie
grundsätzlichzu einer solchen Bildung bereit sei, falls das
Ergebnis der Londoner Verhandlungen ein negatives
sein und das Reich vor eine besonders gefährliche Si¬
tuation stellen sollte.

Wir betrachten genau so, wie die beiden anderen Koa-
litionsparteien im Reiche , Zentrum und Deutsch -Demo-
kraten, diese Verhandlungen nur mit platonischem
Interesse , da sie zu einem wirklich guten Ergebnis
doch nicht führen werden. Uns erscheint nachwievor eine
nationale Einheitsfront , wie sie sich durch die einmütige
Unterstützung der bestehenden Reichsregierung durchdas ganze deutsche Volk ergibt , viel wichtiger und nach
außen hin viel wirkungsvoller, als jene von der Deut -
schen Volkspartei propagierte künstliche Verbreite¬
rung der parteimäßigen Negierungsbasis .

Im übrigen haben wir aus alledem, was bis jetzt über
die Verhandlungen mit der „deutschnationalen" Volks-
Partei bekannt geworden ist, den Eindruck gewonnen, daß
hier doch nicht ehrlich und aus aufricksiigem Herzen mit¬
gearbeitet werden soll, sondern lediglich aus takti -
schen Gründen . Die „deutschnationale" Parteileitung
scheut eben den Vorwurf der nationalen Unzuverlässigkeitund möchte von sich aus ganz gerne in irgend einer Forman der Regierung teilnehmen, um so noch besser für die
Interessen der Reaktion sorgen zu können. Sie würde
mit dieser Taktik schon viel eindeutiger hervorgetreten
sein, wenn es nicht Rücksicht zu nehmen gälte auf die
extreme Richtung, die sich gar nicht geniert , in Artikeln
und Versammlungsreden das Tun und Treiben der offi-
ziellen Parteileitung heftig zu kritisieren.

Zn dieser Kritik gibt es mehr als einen Anlaß . Die ex¬treme Richtung, der man mit Recht Rücksichtslosigkeit und
Einseitigkeit, Brutalität und Verhetzungssucht vorwerfenkann, die aber immerhin mit einer gewissen , an sich nicht
unsympathischen Offenherzigkeit agitiert , findet es vor
allem anstößig, datz die „deutschnationale" Parteileitung
sich auf der einen Seite so antisemitisch wie nur
irgend möglich gebärdet, auf der anderen Seite aber bei
reichen jüdischen Volksgenossen um Wahlgelder
schnorren geht , ja , diesen Herren sogar Kandida¬
turen in Aussicht stellt . Die Art , wie die jetzigen „ deutsch-
nationalen " Preußenkandidatnren zustande gekommen
sind, haben „wegen ihres ausgesprochenen jüdischen Gei¬
stes in den weitesten Kreisen der Partei peinlichstes Be-
fremden erregt ". Der deutschnationale Verfasser des er¬
wähnten Artikels im „Vorwärts " fragt demgemäß :
«Warum ist gerade bei den Deutschnationalen so ein

Morast ? Die Zustände bei den Deutschnationalen sind
wahrhaftig nicht dazu angetan , ihnen am 20 . Februar die
Massen zuzuführen , auf die sie eigentlich Anspruch er-
heben müßten . Und so wird es für viele diesmal das
letzte Mal sein, daß sie deutschnational wählen ! "

Als Beweise für das Vorhandensein eines solchen Mo¬
rastes führt der Verfasser die Tatsache an , daß di«
„deutschnationale " Patteileitung die Aufnahme jü¬
discher Mitglieder von der Bezahlung ent¬
sprechend hoher Beittagsgelder abhängig macht , ferner
die weitere Tatsache, daß bei der Oberbürgermeisterwahl
in Großberlin ein Teil der „deutschnationalen" Stadt¬
verordneten auf Weisung der Patteileitung für den
jüdischen Kandidaten der Unabhängigen ,Dr . Weyl . gestimmt hat . Schließlich wird es als
höchst auffallend bezeichnet , daß der jüdische Herr Ger -
schel als Leiter der Vera-Verlagsgesellschaft angestellt
worden sei , einer Verlagsgesellschaft, die die Aufgabe
habe, „Zeitungen aufzukaufen und zu „sanieren"

, wie
der Geschäftstüchtige die Erdrosselung der Verleger zu
nennen beliebt " . Gerschcl sei ein Schützling Hugenbergs
und beziehe für seine Tätigkeit märchenhafte Gehälter .

Man ersieht ans allen diesen Erörterungen und Ankla¬
gen, daß die „ deutschnationale" Volkspattei allerdings bei
einer Krisisangelangt ist . Verschärft wird diese
Krisis in ihrer Wirkung nach außen noch durch die be¬
kannten FälleMager,van den Kerkhoffund
Simo n .

' 'Fälle , die es der „dentschnationalen" Volks¬
partei ein für alle Male verbieten sollten , sich « über
angebliche Korruption bei anderen aufzuregen . Und
es ist erfreulich , daß das führende Zentrumsorgan in
Berlin , die „Germania "

, kaum einen Tag vorübergehen
läßt , ohne die Öffentlichkeit mit der Nase auf diese für
die „Deutschnationalen " höchst blamablen Vorkommnisse
zu stoßen.

Dolititcke Neuigkeiten .
Die IKe^ en von Dr. Simons

in Stuttgart und Karlsruhe find der Pariser Presse auf di«
Nerven gefallen , so datz sie jetzt alles versucht , den starkenEindruck der überzeugenden Worte des deutschen Autzenmini-
sters abzuschwächen . Immerhin ergibt sich aus manchen die¬
ser Äußerungen , datz man in Paris endlich damit zu rechnen
beginnt , daß man in London tatsächlich verhandelt und nicht
bloß diktieren werde. So schreibt . Pertinax " im «Echo de
Paris " :

In seiner neuen Rede, die Dr . Simons in Karlsruhe gehal .
ten hat , hat er seinen Appell an Amerika erneuert . Nach
Pertinax Meinung habe das Abkommen von Paris endgültigden Verlauf der Konferenz von Brüssel unterbrochen, die sich
ziemlich ungünstig angclassen habe . Weil man jetzt unter -
nommenhabe . den Gesamtbetrag der deutschen Schuld festzu¬
sehen, werde die deutsche Regierung gezwungen sein , der Lon¬
doner Konferenz jedenfalls die Zahlen vorzulegen, die sie von
ihrem Standvunkt aus als gerecht und vernünftig betrachtet.
Zwischen diesen beiden Summen würde aber eine gewaltige
Lücke klaffen. Pertinax wirft dann die Frage auf, ob sich die
Verbündeten sofort mit der Entsendung einer militärische«
Expedition befassen würden . Der deutsche Gedankengang
scheine der zu sein , datz Amerika sich einem derartigen Vor¬
gehen widersetzen würde. Die Ära Wilson neige sich ihremEnde zu und cS spreche alles dafür , datz Wilson seinem Nach¬
folger freie Bahn lasse. Seine letzten Gesten würden Wohl
sein , d e schwachen Fäden , die Amerika noch mit den Alliier¬
ten verbinden , zu zerreißen . Dann bedauert Pertinax , datz
Frankreich über die Vorgänge in der amerikanischen Politik
so schlecht unterr -chttt sei . Man wisse, datz Hughes das Amt
eines Staatssekretäs übernehmen werde und d e Organe der
radikalen Richtung begrüßten seinen Amtsantritt mit großer
Genugtuung . Pertinax schiebt Amerika die Verantwortungüber die Lage der französischen Sache in den Rheinlanden zu.

Marcell Hutin schre bt im . Echo de Paris " : Ministerprä¬
sident Briand werde sich in den Grenzen des Abkommens von
Paris halten . Wenn die Deutschen mit einem kategorischen
Nein London verlassen würden , sei anzunehmen, datz die
französischen Unterhändler nach Paris zurückkehrcn würden,und datz Ministerpräsident Briand unverzüglich das Parla¬
ment unterrichten werde. Man fasse die Dköglichkeit ins Auge,
datz die englischen Freunde die Sanktionen nicht sofort spiele «
lassen würden , die in dem Abkommen von Paris vorgesehen
seien . Wenn England z . B . Besitz ergreife von den Zollein-
uahme « eines groben deutschen Las ns u. Frankreich für de«
Anfang damit beginne, Hand auf eine industrielle Großstadt
z« legen, die für die Ko^lenliesrrung an Bayer» und andere
deutsche Staaten in Frage komme, dann werde die deutsche Re-
gierung sich wohl die Sach« überlegen und ohne Zweifel nach
London zurückkehren, um auf girier Grundlage zu verhandeln,die sich den Pariser Dispositionen anpaffe.Die „Aktion franqaise " schreibt : Je mehr Dr . Simon »
spricht, um so mehr verschlechtert sich der Fall . Tut er da»
leichtfertig ? Welche Gründe kann er laben ? Timons reiztdie Bevölkerung von Süddeutschland auf und ist Badens und

! Württembergs , wie aus einer in Karlsruhe getanen Äußerung



Hervorgeht, s» sicher, wie er Preußens sicher ist. Wo am
Sonntag die Wahlen wahrscheinlich national ansfallen wer¬
den. Deutschland hat - keine Angst vor den Folgen seiner Wei¬
gerung und darin besteht di« ganze Schwere seiner Lage.

Der Genfer Korrespondent des Pariser . Journal ", BernuS ,
seit einiger Zeit außenpolitischer Mitarbeiter des »Journal
des DebatS ", gießt Ql in das Wagen der Pariser Stimmung .
Er sagt, die Rede Simons verfolge zwei Ziele : das eine sei
eine Agitation für die Koalitionsparteien , das andere , in der
Entente den Eindruck zu erwecken , als sei das ganze deutsche
Volk entschlossen , sich nicht zu unterwerfen und als bereite sich
eine schwere Krisis vor. Dieses Doppelspiel würden wir nur
fördern , wenn wir nicht kaltes Blut behielten. Auf Deutsch¬
lands Seite will man gern bei den Siegervölkern den Gedan¬
ken verbreiten , als sei eine Art Krieg unvermeidlich, um
Deutschland zur Erfüllung seiner Verpflichtung zu bringen .
Die Rechnung ist nicht schlecht , denn die Sehnsucht nach Frie -
den ist so allgemein , daß man die Entente zu Konzessionen ver¬
anlassen wird . Zweifellos gedenkt Simons nicht, es mit dieser
Katastrophenpolitik bis zum äußersten kommen zu lassen . Er
will uns Furcht einjagen und hofft auf Verwirrung . Leider
begünstigen bei uns Leute die Manöver , die großzügige Ope¬
rationen gegen Deutschlandfür unmöglich halten . Es ist aber
ein Fehler , die öffentliche Meinung umsonst aufzuregen . Wir
laufen Gefahr uns in furchtbare Unternehmungen zu stürzen.
Mit unseren Verbündeten in aller Ruhe und Kaltblütigkeit
unsere Dispositionen zu treffen , tut uns umsomehr Not, als
die Londoner Konferenz eine Enttäuschung bringen wird.

Bayern und die LntwaSnungskragk
* In der gestrigen Nachmittagssitzung des Landtages kamen,

zwei Interpellationen der Mehrheitssozialisten und der Un¬
abhängigen über die Haltung der bayerischen Regierung zu
dem Pariser Diktat zur Besprechung. Ministerpräsident
v. Kahr kennzeichnete in Beantwortung der Interpellationen
den Standpunkt der Regierung und der Koalitionsparteien
dahin, daß die Ausführung der Pariser Forderungen die voll¬
ständige Versklavung des deutschen Volkes, insbesondere der
Arbeiterschaft, auf zwei Generationen hinaus bedeuten würde.
Das ganze deutsche Volk in allen seinen Teilen sei sich darin
einig, daß diese Vorschläge unannehmbar seien. In der Ent -
wafsnungsfrage sagte der Redner, baß der bayerische Minister¬
präsident an oem seither eingenommenen Standpunkt festhal-
ten müsse . Me Einwohnerwehr sei in der schwersten Not des
Staates und des bayerischen Volkes entstanden durch des Vol¬
kes freien Entschluß. Sie habe keinen anderen Zweck und
habe niemals einen anderen Zweck gehabt als den, den Schutz
der eigenen Person und des Eigentums und der Aujrechterhal-
tung der Ruhe und Ordnung im Staate . Niemals noch habe
sie ihre Waffen mißbraucht. Alle autzerpolitischen Befürchtun¬
gen über ihr wahres Wesen seien ebenso unbegründet wie die
Befürchtung, daß sie als militärisches Instrument unseren
früheren Gegnern gefährlich werden könnte. Die Einwohner¬
wehr werde von selbst verschwinden bei genügender Erstarkung
des Staates . Heute schon festzulegen, bis zu welchem Termin
das der Fall sein wird, bei schlechterdings unmöglich.

Zu den Gefahren des Innern , so sagte der Redner , kommen
die Gefahren von außen . Die österreichischen Länder stehen
unmittelbar vor den allerschwersten Gefahren . Dadurch wird
auch Bayern aufs Äußerste bedroht. Angesichts dieser Lage ist
die bayerische Einwohnerwehr nach wie vor eine staaliche Not¬
wendigkeit. Durch Nachgiebigkeit dienen wir weder uns noch
den siegreichen Ländern . Sollte die Reichsregierung z« der
Überzeugung gelangen» sich unserem Standpunkte nicht an-
fchlietzen zu können, so müßte sie für alle Maßnahmen auch
die ausschließliche Verantwortung nach jeder Richtung hin
trägem

Vom Ikaiterbeer zum IKeicbsvcer.
Unter dem Titel «Vom Kaiserheer zum Reichsheer" hat der

General Maercker im Verlag von K. F . Koehler (Leipzig)
ein mit vielen Dokumenten ausgestattetes Buch erscheinen
kaffen , das Hauptmann a. D . Willy Meyer in der »Berliner
Bolkszeitung " einer kritischen Würdigung unterzieht . Haupt¬
mann Meyer schreibt darin u . a . : »

» Maercker ist überzeugter Monarchist und scheinbar noch
heute ein Verehrer Wilhelms II . Aber trotzdem müht er sich
redlich ab, den Problemen der neuen tZeit weitgehendes
Verständnis entgegenzubringen . F«, er hat sogar den Mut ,
Fehler , die von der kaiserlichen Regierung und der Obersten
Heeresleitung gemacht wurden , offen zuzugeben. Zu An¬
schauungen, wie er sie zum Teil äußert , bekennt sich leider
nur selten ein deutscher General . So ist Maercker zum Bei-
spiel der Meinung , daß alle Zugeständnisse, die die Regierung
Wilhelms II . im Kriege machte , zu spät kamen ; daß die
wirtschaftliche und militärische Bedeutung / Amerikas völlig
falsch eingeschätzt wurde ; daß die Oberste Heeresleitung den
Wert der Tanks viel zu spät in ihrer vollen Bedeutung er¬
faßt ; daß es den einzelnen Waffengattungen so sehr an
gegenseitigem Verständnis gefehlt habe, daß das Zusammen¬
wirken darunter schwer leiden mußte ; daß die höheren Stäbe
im Felde nicht selten volksfremd, ja kriegSentwöhnt und zus
einer Art Etappenbehörde geworden waren » wodurch sie be¬
rechtigte Mißstimmung bei den Kampftruppen erregten .

Weiter tadelt er, daß man die dienst- und kriegserfahrenen
Olten Unteroffiziere in nicht ausreichender Weise für den
Offiziersersatz heranzog , dagegen Jünglinge , die gerade von
der Schulbank kamen, zu Offizieren und zu Vorgesetzten er¬
grauter Männer machte. Auch gibt er zu, daß die Unge¬
rechtigkeiten in der Ordensverterlung verbitternd auf Len
einfachen Mann im Graben wirken mußten .

Am 14 . Dezember 1818 begann Maercker von Salzkotten
aus das „Freiwillige Landesjägerkorps " aufzustellen . Damit
war das erste »Freikorps " geschaffen und zugleich dasjenige »
das am meisten eingesetzt wurde , um die allerorts aufflackern,
den Unruhen auszulöschen, als der bolschewistische Hexensab-
bath bei uns begann . Man darf der Versicherung des sym¬
pathischen Mannes glauben , daß ihm das Schießen auf eigene
Volksgenossen ein Greuel gewesen ist, und daß er alles ge¬
tan hat , um den Bruderkampf so unblutig wie möglich zu
führen . Sein unablässiges Bestreben ging daher auch dahin,
rn seinem Korps nur anständige , ehrenhafte Soldaten zu
dulden und alle unsittlichen Elemente unbedingt daraus zu
entfernen . Darauf dürfte es zurückzuführen sein, daß das
freiwillige Landesjägerkorps empörendes Untaten und un¬
menschliche Roheiten , wie sie bei anderen Freikorps bekannt¬
lich vorkamen, sich nicht zuschulden kommen ließ , obwohl die
Versuchung dazu groß gewesen sein mag bei den „Unter -
«ehmungen" gegen Berlin , Gotha , Halle, Magdeburg , Braun -
schweig , Leipzig, Eisenach, Erfurt , Suhl und Bitterfeld .

Es kann für jeden, der nicht vom Parteidogma geblendet
ist , kein Zweifel bestehen, daß Deutschland dem General
Maercker Dank für seine Dienste schuldet , selbst dann , wenn
ihn der Gedanke geleitet habe« sollte, in der Republik von .
heute die Monarchie von morgen zu schützen.

Besonders hervorgehoben zu werden verdient noch der Ge-
rechtigkeitSsinn und die Unparteilichkeit des Generals . In
Erfurt erließ er im Mai 1919 einen Aufruf , der die Land¬
wirtschaft anhielt , » ihrer großen Pflicht gegenüber der Stadt -
Bevölkerung m selbstloserer Weise nachzukommen". Des

Manifest stempelte ihn 1« den Augen der Landleute zum
- Roten General ". .

Al» der Frieden unterzeichnet werden sollte, war Maercker
unbedingt dagegen. Um die Ablehnung des Vertrages her¬
beizuführen . ließ er sich zu dem Versuche hinreißen , NoSk« z«
einem Staatsstreich z» überrede ». Hören wir hierüber den
General selbst : ,

»Ich wurde in der Überzeugung bestärkt, daß die Unter¬
zeichnung ein sehr schwerer Fehler sei, der unter allen Um¬
ständen verhütet werden müsse . Von einer vielköpfigen
Menge war ein entscheidender, tatkräftiger Schritt nicht zn
erwarten . Vielleicht war Noske zu einem solchen zu bewegen.
Begleiet von NoskeS Stabschef , Major v . Gilsa , und dem
Hanptmann Jakobsen ging ich noch einmal zum Minister ,
schilderte ihm in kurzen Worten , wie sich mir die Lage
Deutschlands darstelle, und bat ihn mit so dringenden Wor¬
ten , wie sie mir im Augenblick zu Gebote standen, er möge
die Geschicke des Vaterlandes in seine starke Hand nehmen,
sich znm Diktator aufwerfen und den Vertraq ablehnen . Ich
versicherte ihm, daß die Reichswehr wie ein Mann hinter ihm
stehen würde . Ich erhielt keine Antwort . Der Minister war
aber von der Tragik der Lage ebenfalls so erschüttert, daß
ihm die Tränen in die Augen traten , er mit der Faust auf
den Tisch schlug und mir mit den Worten : Herr General , ich
habe die Schweinerei jetzt auch satt " mit kurzer , schneller Be¬
wegung krampfhaft die Hand schüttelte. . . . Ich konnte seinen
Händedruck nicht anders auffaffen , als eine Zustimmung , sich
unter Umständen als Diktator an die Spitze zu stelle «. Im
Gefühl dieser Gewißheit verließen wir das Schloß."

Aber Gustav Noske blieb verfassungstreu .
General Gröner telegraphierte , daß er jeden Kampf für

aussichtslos halte , und daß auch das Heer mit der Unterzeich¬
nung sich abfinden werde. Das gab den Ausschlag. Die
Mehrheit der Nationalversammlung war nunmehr für die
Annahme des Vertrages .

Einen Monat später wurde der Versuch gemacht, Maercker
znr Übernahme der Diktatur zu bewege». Entlassene Offt .
ziere und Angehörige eines andere» Freikorps forderten den
General auf , diese „unfähige Regierung davonzujagen und
durch eine Regierung der Tat , der nationalen Gesinnung , der
politischen Einsicht und der Freiheit von der Straße " zu er¬
setzen. Aber Maercker lehnte knrzentschlosse « ab.

Am 1 . November 1919 gab Maercker die Führung des frei¬
willigen Landesjägerkorps ab . Er war in Anerkennung seiner
Verdienste zum Befehlshaber des Wehrkreises IV ernannt
worden ."

Die neuen Berliner Makkenlunde .
Bei dem dieser Tage gemachten Waffenfund im Berliner

Westend würden 39 Maschinengewehre, 35 Karabiner und eine
Menge dazugehöriger Munition , bei dem Fund in der Ober -
feuerwerkerschule in der Lehrterstraße 2090 Jnfanteriegv -
wehre, 369 Seitengewehre , 16 Karabiner , 10 Maschinenge¬
wehrschlitten und dazu paffendes Gerät festgestellt. Die
polizeilichen Nachforschungen haben ergeben, daß die beschlag¬
nahmten Waffen von dem ehemaligen Schutzregiment Groß -
Berlin , einer aufgelösten Zeitfreiwilligen -Formation , in
ihren Verstecken deponiert worden waren , und daß sie zur
Ausrüstung einer Orgesch -Gruppe gehörten , die unter oer
Leitung des wegen seiner Beteiligung am Kapp-Putsch be¬
urlaubten Assessors Dr . Heyl stand. Hehl ist geflüchtet. Nach
der amtlichen Mitteilung über die Entdeckung der Organi¬
sation Dr . Hehls hat das Berliner Polizeipräsidium die wei¬
tere Verfolgung der Angelegenheit an die zuständige Staats¬
anwaltschaft abgegeben. Wie die »B . Z . am Mittag " mit¬
teilt , hat sich der junge Mann , der zuerst Mitteilung von
dem Waffenversteck im Westend gemacht hat , das Leben ge¬
nommen . Es handelt sich um einen Bankbeamten , der der
Orgesch als Mitglied angehörte .

Die irohbschtcke Gebeimorganitation .
Die „Breslauer Volkswacht" macht heute Mitteilungen über

eine militärische Gehelmorganisation , die der bekannte Balti¬
kumführer Leutnant Roßbach von Berlin aus in verschiedenen
Teilen Deutschlands aufgestellt hat . Ehemalige Baltikumtrup¬
pen würden als Feldwächter oder auch als Flüchtlinge auS
Oberschlesien auf großen Gütern untergebracht . Sie bekämen,
um die Landarbeiter zu täuschen, zunächst die tarifmäßigen
Löhne, dazu käme aber aus dem Geheimfonds der Organi¬
sation gegen Unterschrift eines politischen Berpflichtungs »
scheine » ei» beträchtlicher Zuschuß als Trenprämie . Außer¬
dem müßten sich die Betreffenden mündlich verpflichten, ge¬
gebenenfalls auf Arbeiter , Sozialisten usw. zu schießen . Die
Geldmittel würden von Großgrundbesitzern durch freiwillige
Umlagen aufgebracht . Eine Reihe solcher Großgrundbesitzer
aus dem Landkreise BrrSla « und anderen Teilen Schlesiens,
die auch Waffen in unbegrenzter Anzahl aufkauften , werden
in dem Artikel namhaft gemacht, so Hauptmann v. Oelffen
und der jüngere Herr v. Heydebrandt , der die Organisation
in RamSlau leitet . Waffen würden auch aus Pommern in
großer Zahl nach Schlesien gebracht. Für die strengste Jnne -
haltung der Disziplin sorge eine Spitzenorganisation , die un¬
zuverlässige Elemente streng bewacht und sie unter Umständen
beseitigt.

Die Ikotten des Lrnäbrungsbedarks .
Nach den Berechnungen von Prof . Dr . Silbergleit , dem

Direktor des Statistischen Amtes der Stadt Berlin , stellten
sich die wöchentlichen Kosten deS Eruährungsbedarfs im
Januar 1921 für einen Mm « in Berlin , unter Ausschluß!
von Schleichhandelsware, ans 81,23 M. gegen 61,49 M . im
Dezember I960, mithin um 0,26 M . oder 9.43 Prozent ge¬
ringer . Gegenüber Juli -August 1919, dem Ausgangspunkt
der Verrechnungen Silbergleits , beträgt die Verteuerung des
ErnährungsbedarfS noch 138,62 Prozent .

Lin Drotelt der cdrittlicben
Gewerkschaften Italiens.

Die katholischen Gewerkschaften veröffentlichen einen schar¬
fen Protest gegen die Pariser Forderungen und die angedroh.
tr « Sanktionen , die 42 Jahre deutscher Knechtschaft zugunstest
des ausländischen Kapitalismus und Imperialismus und die
grausamste Verleugnung der im Krieg proklamierten Ziele
Gerechtigkeit und Freiheit bedeuten . Durch solche Ausschrei,
jungen würde der Wiederaufbau Europas verzögert und da¬
für in den Besiegten der Rachegeist genährt . Im Namen der
christlichen Ideale protestieren die Gewerkschaften gegen diesen
Versuch, das deutsche Volk zu erwürgen .

Ikurze polit. Nachrichten.
* Der Reichsrat hielt gestern unter dem Vorsitz des Staats¬

sekretärs Lewald eine öffentliche Sitzung ab. Angenommen
wurde eine Verordnung zur Ausführung des vom Reichstage
beschlossenen RotgesetzrS zur Förderung deS Wohnungsbaues .

Angenommen wurde auch der Entwurf einer Verordnungüber die Beendigung der wirtschaftlichen Demobilmachung
Nunmehr erstattete namens deS Ausschusses der braunschwei-
gische Gesandte Boden Bericht über die Erhöhung der Postge»
ttihrea . Im einzelnen wurde das Gesetz über die Postgebüh¬
ren dahin abgeändert , daß das Porto für Einzribrlese 68 Pß.»nd für Postkarten 48 Pf . betragen soll. Nach der Regie¬
rungsvorlage sollen für Briefe über 28 Gramm 1,29 Porto
erhoben werden. Der Ausschuß des Reichsrates eine
Mittelstufe von einer Mark für Briefe im Gewia-t von 28
bis 198 Gramm eingefügt. Briefe über 188 Gramm solle»
IM M . Porto kosten.

* Der 6. März als deutscher Trauertag . Die Regierungs .
Parteien des Reichstags hatten vor einiger Zeit die Reichs-
regiernng um Vorlage eines Gesetzentwurfes ersucht, wo¬
durch ein nationaler Trauertag für die Opfer des Krieges
eingeführt wird . Die Reichsregierung hat darauf mit den be.
teiligten Kreisen, besonders den kirchlichen Stellen , Kühlung
genommen und nunmehr dem Reichsrat den Entwurf eine»
Gesetzes vorgelegt, in dem der 6. März 1921 zum allgemeine»
Trauertag erklärt wird . Der Gesetzentwurf bezieht sich nur
auf dieses Jahr und behält die Frage der dauernden Ein¬
führung eines nationalen Trauertages weiteren Erörterungen
vor .

24 888 farbigp Franzosen im besetzten Rheingebiet . Ilbey
die Stärke der im Dezember 1920 in den besetzten Rheinlan¬
den gewesenen farbigen Truppen wird amtlich bekannt : Im
Bezirke Köln befanden sich rund 6490 Marokkaner , im Bezirk
Aachen rund 2160 Marokkaner und Zuaven , im Bezirk Trier
385 Araber und Anamiten , im Bezirk Koblenz 760 Algerier
und Senegalneger . In Hessen waren 6SS0, in der Pfalz rund
2600 und im Bezirk Wiesbaden rund 5600 Farbige verschie¬
denster Art untergebracht . Insgesamt betrug die Zahl der
farbigen Truppen etwa über 24 000 . Es steht zu befürchten,
daß mit Eintritt der warmen Jahreszeit neue farbige Trup¬
pen in den besetzten Nheinlanden ihren Einzug halten .

* 38 Millionen Pfund Mehl für Deutschland. Die „Köln.
Volkszeitung " meldet : Erzbischof Dr . Schulte hat vom Erz¬
bischof Mundelein in Chicago ein Kabeltelegramm erhalten ,
daß eine Liebesaabe imn 39 Pfund Mehl für die
Notleidenden in Deutschland geschickt werden soll . Gleichzeitig
frägt der Erzbischof an , ob die Meichsregierung den erforder¬
lichen Schiffsraum stellen könne . Sowohl der Reichskanzler,
als auch der Reichsernährungsminister haben den Kölner Erz¬
bischof unter dankbarer Anerkennung der charitativen Groß¬
taten der Katholiken Nordamerikas telegraphisch wissen lassen,
daß der Schiffsraum unverzüglich zur Verfügung gestellt wer ,
den soll .

* Die Bereinigiten Staaten und die deutschen Kabel. Nach
einer »Times "-Meldung hat die Entwicklung der Verhältnisse
seit Vertagung der letzten internationalen Verbindungsmittel .
Konferenz (Mitte Dezember ) die Amerikaner in ihrem
Entschluß bestärkt, die Wiederherstellung des atlantischen
Kabels für den Dienst zwischen den Vereinigten Staaten und>
Deutschland und die Rückerstattung des Kabels Guan -Dap-
Schanghat «nd -Niederländisch-Jndien sicherzustellen.

* Der Nachfolger Legiens . Der frühere württeMbergischS
Arbeitsminister und sozialdemokratische Abgeordnete Leip-
hardt hat die Stellung eines Vorsitzenden des Allgemeinen
deutschenGewerkschaftsbundes angetreten und sein Mandat als
württembergischer Landtagsabgeordneter niedergelegt .

* Die praktischen Folgen des Kommunismus . Die sächsisch"
Regierung und der sächsische Landesausschuß erörtern nach
Zeitungsmeldungen gegenwärtig die Frage , wie dem schwer
unter der Arbeitslosigkeit leidenden Vogtlands, zu helfen sei.
Die Regierung betont dabei : wilde Streiks und Hölz-Unruhe »
hätten die Folge gjehabt, daß dem Vogtlands Millionen -Aus-
träge an das Ausland verloren gegangen seien. Dieses wirt¬
schaftliche Elen- ist auf die verbrecherische Verhetzung detz
Arbeiter durch» kommunistische Elemente zurückzuführen.

* Amerikanische Bankgründung zum Wiederaufbau Euro¬
pas . Wie der „Matin " meldet ist , in Chicago in Anwesen¬
heit von 500 der größten Bankiers die „Foreign Trade Finan -
cing Corporation ^ mit einem Kapital von 100 Millionen Dol¬
lars gegründet worden, an deren Spitze der Direktor der
»Federal Reserve Board " , Harding , steht und in der auch
Herbert Hoover und der Präsident der „Standard Oil Ch .

",
Bedford , eine gewisse Rolle spielen. Die Aufgabe der neuge¬
gründeten Bank ist nach Äußerungen Hoovers, Lebensmittel
und Rohmaterialien mit langfristigen Krediten zu gewähren .

* Weiteres Steigen der ArbeitSlosenzifser in England . Im !
englischen Unterhaus teilte Mac Mamara mit , daß die Zahl
der Erwerbslosen in England vom Oktober 1920 von 350 008
auf 1039 000 am 11 . Februar gestiegen sei, nicht gerechnet di«!
nnMfähr 600000 Arbeiter , dre einej verkürzte Arbeitszeit
hätten .

* Gegenrevolution in Petersburg ? „Daily Mail " meldet
aus Helsingfors : Seit Samstag fehlt jede Nachricht aus Pe¬
tersburg , wo sich nach Aussagen von dort kommender Per¬
sonen schwere Kämpfe zwischen kommunistischen Truppen und
Gegenrevolutionären abspielen. „Morningpost " meldet, daß!
sich das Zentrum von Petersburg in der Hand von gssgenrevö - ,
lutionären Streitkräften befindet.

Waditcke Meberticbt.
Medensvertrsg und KinnenlwMsbrk.

Auf Grund des Z 1 Abs . 2 des Gesetzes über Ent¬
eignungen und Entschädigungen aus Anlaß des Friedensver -
trags zwischen Deutschland und den alliierten und assoziier¬
ten Mächten vom 31 . August 1919 ist die Befugnis zur Ent¬
eignung von Gegenständen für Las Reich , die in Ausführung !
des Frredenevertrags auf dem Gebiete der Binnenschiffahrt
an die alliierten und assoziierten Regierungen oder eine von
ihnen oder einen Angehörigen der alliierten oder assoziier¬
ten Mächte übertragen sind, dem Reichsausschuß für den Wie¬
deraufbau der Handelsflotte (Berlin 81V . 48 , Verlängert «!
Hedemannstr . 3/4 ) übertragen worden. Dieser ist gleichzeitig
als Anforderungsbehörde im Sinne des 8 4 Abs . 2 des AuS-
führungSgesetzeS zum Friedensvertrage vom 31 . August 1918
bestellt worden, soweit Leistungen zur Durchführung der
Vertragsverpflichtungen auf dem Gebiete der Binnenschiff¬
fahrt erforderlich sind.

Als Hilfsorgan zur Durchführung der Enteignungsmaß¬
nahmen steht dem Reichsausschuß für den Wiederaufbau de«
Handelsflotte die Schiffahrtsabteilung beim Reichsverkehrs¬
ministerium (Friedensabteilung ) nebst ihren örtlichen Dienst¬
stellen zur Verfügung . Soweit die Schiffahrtsabteilung
Einzelfallen bereits mit der Enteignung von Binnenfahrzeu¬
gen beantragt war . ist die Enteignungsbefugnis auf de«
Reichsausschutz für den Wiederaufbau der Handelsflotte uber¬
gegangen .



Lnverbslole Lktenbabner.
L«ter dieser Überschrift wurde in Nr . 34 des „Neuen Mann »

»etmer BotkSdlatteS" vom 6. Februar 1921 die Wiedereinstei .
kna der au » Anlatz der Diebstähle im «tausterbahnhos
M« ,»heiin eutlaffeneu Arbeiter «ad Beamte « mit dem Hin¬
weis darauf befürwortet, daß, einem großen Test der Be¬
teiligten von den Justizbehörden Strafaufschub auf Wohlq
V^ haUeu gewährt worden ist.

Hierzu wird von zuständiger Stelle bemerkt : Der Verfasser
Ae» Artikels des . Reuen Mannheimer Volksblatts " übersieht
Offenbar, datz für die Gewährung von Strafaufschub auf
Wahlverhalten für die Justizbehörden wesentlich andere Ge»
NchiSpunkte maßgebend find, wie für die Eiseubahnverwaltung
G«i Prüfung der Gesuche um Wiedereinstellung der Berur -
teilten . Im letzteren Fgll mutz in erster Linie berücksichtigt
werden, daß die Beteiligten sich eines schweren Vertrauens .
Mißbrauches gegenüber ihrem Arbeitgeber schuldig machten
and sich dadurch gegen das Treuverhältnis , in dem sie zur
Eiseubahnverwaltung standen, vergangen haben . Eine strenge
Beurteilung ist daher im Interesse der Eisenbahnverwaltung
sowohl als auch im wohlverstandenen Interesse des gesamten
Gisenbahnpersonals selbst unbedingt geboten . Nicht weniger
gilt es aber auch, das Vertrauen der Verkehrstreibenden in
die Unbestechlichkeit und Unantastbarkeit der Verkehrsbetriebe ,
das durch die fortgesetzten Beraubungen von Beförderungs¬
gütern bedauerlicherweise gesunken war , wieder herzustellen.
Di« Eisenbahnverwaltung mutz daher mit aller Strenge
darauf halten , unehrliche Elemente aus dem Eisenbahndienst
zu entfernen und sie von ihm dauernd fernzuhalten . Von
diesem Grundsatz kann auch bei den in den Mannheimer
Diebstahlsfällen beteiligten Arbeitern und Beamten nicht abge¬
wichen werden . Es wird Hierwegen auf die von der badischen
Negierung in den Sitzungen des badischen Landtags vom
L. März und 9. Juni 1620 abgegebenen Erklärungen hin»
gewiesen , die s. Z . vom Landtag einmütig gebilligt wurden .
Erwähnt sei noch, datz die von der Generaldirektion Karls¬
ruhe geleisteten Entschädigungen für Beschädigung, Verlust
und Minderung von Gepäck , Expreßgut , Tieren und Gütern
betragen haben im Fahre 1919 : 6 663 000 M . und 1920 :
18 346000 M . ? .

Die ltaatlicke Förderung der
AindvlebzutDt.

Auf Grund des Ergebnisses einer am 8. Februar 1921 im
Ministerium des Innern mit den Vertretern der Züchter»
Vereinigungen und der übrigen größeren landwirtschaftlichen
Körperschaften des Landes , sowie mit erfahrenen sonstigen
Sachverständigen abgehaltenen Besprechung! sollen für die
staatlichen Maßnahmen zur Förderung der Rindviehzucht
künftig folgende allgemeinen Grundsätze maßgebend fein.

An dem bisherigen Zuchtziel, das sich bewährt hat . ist fest-
-uhalten ; die im Lande bisher gezüchteten Viehschläge find
beizubehalten , da sie den wirtschaftlichen Verhältnissen an -
grpaßt sind . Die Schaffung bodenständiger Zuchten soll mit
allem Nachdruck gefördert werden.

Der Förderung der Rindviehzucht auf genossenschaftlicher
Grundlage ist besonderer Wert beizumefsen. Die Züchter» ,
»ereinigungen sollen deshalb tunlichst weitgehend zur Mitwir¬
kung bei der staatlichen Tierzuchtpflege herangezogen und
insbesondere auch mit dem Vollzug der staatlichen Maßnah¬
men betraut werden.

Die Durchführung der Zucht au ? Leistung soll — unter
gleichmäßiger Berücksichtigung der Milch-, Fleisch- und Ar¬
beitsleistung — mit allen geeigneten Mitteln gefördert
werden.

Zur Herbeiführung der Gesundung und Gesunderhaltung
der Zuchtbestände sind geeignete Maßnahmen zu treffen . ES
Ist deshalb die Förderung ! von Einrichtungen zur naturge¬
mäßen Aufzucht des Jungviehs und zur planmäßigen Be-
kämHtzMg der die Zucht schädigenden Tierkrankheiten dringend
geboten.

Unter Berücksichtigung dieser allgemeinen Richtlinien wer »
ßen für die Förderung der Rindviehzucht mit staatlichen Mit¬
teln künftig in der Hauptsache zunächst folgende Maßnahmen
jn Betracht kommen:

1. Maßnahmen zur Förderung der Zucht «Md Beschaffung
sowie der Haltung von Gemetndefarven .
s ) Durchführung des Gesetzes über die Haltung von

Zuchtfarren vom 12. Mai 1896 .
d) Regelung der Versorgung der Gemeinden mit Zucht¬

sauen aus bodenständigen badische » Zuchten ; Einrich¬
tung und Betrieb von Farrenaufzuchtftationen ; Be¬
schaffung besonders hochwertiger Fairen für Gemein ,
den und Züchtervereinigungon im Hochzuchtgebiet.

c) Unterstützung der Übernahme der Farrenhaltung in
Selbstverpflegung der Gemeinden durch Gewährung
von Beihilfen zur Errichtung von Gemeindefarren -
ställen.

K. Gewährung von Beihilfen zur Errichtung und zum Be¬
trieb von Jungviehweiderr .

- Förderung der Bildung von Weide -Genossenschaften ;
Durchführung planmäßiger sachgemäßer Bewirtschaftung

des Weidegeländes.
8. Förderung der genossenschaftlichen Rindvietzzucht.

s ) Ausbau der Züchtervereinigungen :
d) zeitgemäße Ausgestaltung des Zuchtbuchwesens;
cs Überwachung und Leitung der züchterischen Tätig¬

keit der einzelnen Genossenschafter. Durchführung
sachgemäßer Nachzucht und Aufzucht. Anpassung des
Zuchtbetriebs an den sonstigen landwirtschaftlichen
Betrieb des Inhabers .

ä ) Durchführung von Milchleistungsprüfunge » in den
Zuchtgenoffenschaften als dauernde Einrichtung .

4. Veranstaltung von Auchtvirhschauen.
») Staatliche Schauen für im Lande gezüchtete Farren »

mit einwandfreiem Abstammungsnachweis sowie für
selbstgezüchtete , im Zuchtbuch einer badischen Züchter -
Vereinigung eingetragene Kühe mit nachgewiesener
Leistung (Zuchtleistung und Milchleistung ) ;

ft) Schauen der Züchtervereinigungen zur Prüfung und
Auszeichnung züchterischer Leistungen (Schauen für
Jungvieh , Kalbinnen , Zuchtfamilien , Stallschauen ) ;

c) Verbindung von Zuchtviehschauen mit den Zuchtvieh,
märlten der Züchtervereinigungen .

k. Förderung des Molkereiwesens.
Gegenseilige Anpassung der züchterischen Maßnahmen
und der Maßnahmen zur Versorgung der Bevölkerung
mit Milch und Molkereierzeugnissen . Aufstellung ge¬
meinschaftlicher Arbeitspläne durch Züchtervereiurgun -
gen und Molkereigenossenschaften.

b. Planmäßige Bekämpfung der die Zucht besonders schä¬
digenden Tierkrankheiten .
») Durchführung des TuberkulosetilgungsvetfahrenS in

den Beständen der Züchtervereinigungen und Wolke¬
reigenoffenschafton.

t>) Maßnahmen zur Bekämpfung der sonstigen die Zucht
schädigenden ansteckenden Tierkrankheiten .

«) Förderung des Anschlusses der Gemeinden an di« ge¬
setzlich« Viehverficherung.

« . Maßnahmen außerhalb der Znchtge« ate.
a) Förderung der eigenen Nachzucht in den Milchvieh»

haltungSbetrieben.
d) Prüfung und Auszeichnung von Milchviehhaltung«,

betrieben mit eigener Nachzucht und Leistungsnach-
weisen (Stallscbauen).

Wegen der Durchführung der verschiedenen Maßnahmen im
Einzelnen wird das Ministerium des Innern unter Berück¬
sichtigung der einschlägigen Verhältnisse und Bedürfnisse so¬
wie nach Maßgabe der im Staatsvoranschlag bereit gestellten
Mittel zum geeigneten Zeitpunkt das Erforderliche veran¬
lagen .

WadltLe - ronterenz für alkoholfreie
Jugenderziehung .

! - ? .!>. Der zweite Tag der badischen Konferenz für alko»
hofreie Jugenderziehung begann mit einem Vortrage
des Regierungsrat vroßmer - KarSruhe über da»
Thema : «Der Alkohol im jugendlichen Gemeinschafts¬
leben ." Der Redner warf die Frage auf : „Was ist Jugend¬
bewegung ? " und gab die Antwort : Jugendbewegung ist eine
Erziehungsform oder eine Erziehungsgemeinschaft . Sie will
sich auch durch uns mit dem älteren Geschlechts auSeinander -
setzen, aber als gleichberechtigterFaktor . Ein anderer Begriff
kommt -hiermit ins Spiel , nämlich die Jugendpflege . Sie
andererseits will Gesinnung Hervorrufen auf dem Gebiete des
Sittlichen , Religiösen usw. Das Neue, Eigentümliche in dieser
Bewegung ist, datz diese Gemeinschaften ihre Führer aus sich
selbst wählen . Diese autogene Führerentwicklung ist für
unsere heutige Zeit von außerordentlicher Bedeutung . Von
Seiten der Schule ist man diesen Strömungen unter der
deutschen Jugend nach dem Kriege insofern nachgekommen,
als man die Einführung der Schulgemeinde gestattete . Die
Jugendabstineng ist unbedingt zu fordern , mindestens bis
S>um 18.—19. Lebensjahre . Besonders die akademische
Jugend mutz sich, wenn sie ihre Bildung abrunden und die
Zeichen der Zeit verstehen will, mit dieser Frage eingehend
beschäftigen. In erster Linie die Turn - und Sportbewegung
und in zweiter Linie die Wanderbewegung ist dazu geeignet ,
diese Gedanken in die Tat umzusetzen. Das Verhältnis beider
Geschlechter hat bei diesen Fragen eine große Rolle gespielt.
Man hat sich, Vas die gemeinschaftlichen Wanderungen anbe¬
trifft , überzeugt , daß die Eigenart beider Geschlechter so auS -
einander geht, daß ein gemeinsames Wandern die beste Lö¬
sung dieser Frage bildet. Die weiblichen Mitglieder der
Jugendorganisationen dienen als ein willkommenes Werbe¬
material für den Gedanken der Jugendabstinenz , den sie als
Frau und Mutter in der Ehegemcinschaft zum Nutzen der
Nachkommen verwerten können. An den Bortrag schloffen sich
Besprechungen an .

Lnm Ärampk geaen das Strebertum
und die Schleichhändler.

Mannheim , 17 . Febr . Vor der hiesigen Straf¬
kammer wurde ein größerer Schieberprozeß verhandelt . Ver¬
schoben wurde von der Schiebergesellschaft größere Quantitä¬
ten Schokolade , Kaffee, Zigaretten , Schmalz, Speck, Seife
und Arzneimittel . Ein Geschäft kaufte für 85 000 M . Chinin .
Das Gericht verurteilte den am meisten Belasteten , den Kauf¬
mann Philipp Kümmerte zu 9 Monaten Gefängnis . Die
übrigen erhielten geringere Gefängnis - und Geldstrafen .

Offeniburg, 17 . Febr . Die hiesige Schutzmannschast
verhaftete im Schnellzug O 282 Mannheim —Basel eine Frau
Erna Schiff und ein Fräulein Elsa Föhreuholz aus Köln
unter dem Verkocht de « Silberschmuggels. Die Verhafteten
waren im Besitz von 8896 italienischen, belgischen und franzö¬
sischen Silberfranken und angeblich auf dem Wege nach
Konstanz.

Ikurze Vlschrlchten aus Waden .
Zum Überfall in Eberbach. Die humoristische

Halbmonatsschrift „D 'Latern " bringt in ihrer neuesten Num¬
mer eine Notiz, nach der „ ein badischer Staatsrat , der neben¬
bei noch das einträgliche Geschäftchen eines Rechtsanwalts
betreibt , die Verteidigung der Personen , die in amerikanischem
Aufträge Deutsch- Amerikaner aus Eberbach zu entführe «
versuchten, gegen Dollarhonorar übernommen hat " . Da von
den badischen Staatsräten nur Staatsrat Warum das Amt
eines Rechtsanwalts ausübt , kommt er also bei diesen An¬
schuldigungen allein in Betracht . Wie wir nun erfahren , ent¬
behrt die Anschuldigung jeder Begründung . Staatsrat
Warum hat in der Angelegenheit nicht die Interessen der An¬
geklagten vertreten , sondern war der Berater der Deutsch.
Amerikaner , die man entführe « wollte.

Heidelberg, 17 . Febr . Der frühere Direktor de»
hiesigen Wach , und Schließgefellschaft, BartelS » der wegen Be¬
trügereien bei der Gesellschaft zu einer längeren Gefängnis¬
strafe verurteilt worden war und dann flüchtig ging , ist jetzt
m Bochum verhaftet worden und wird in den nächsten Tagen
hierher überführt werden. Cr soll an verschiedenen anderen
Orten ebenfalls Unterschlagungen begangen haben.

I. .? . v . Wiesloch , 17. Febr . über eine versuchte gewalt¬
same Entführung zur Fremdenlegion berichtet die „Wies -
locher Zeitung " und teilt mit, daß der Schlosserlehrling Mar¬
tin Maier au » Rauenberg auf der Landstraße von den In¬
sassen eines Kraftwagens überfallen wurde. Die Unbekann¬
ten versuchten den jungen Mann in das Auto zu ziehen, durch
das Erscheinen eines Dritten wurden sie aber an ihrem Vor¬
haben gehindert . Das Auto soll auf der Straße nach Bruch¬
sal verschwunden sein .

Pfullendorf , 17 . Febr . Einem furchtbare« Verbrechen
ist man hier auf die Spur gekommen . Der seit etwa 14 Tagen
vermißte Flaschner Schnapp ist von feiner Tochter ermordet
worden . Da » etwa 26jährige Mädchen hatte feinem Vater
den Haushalt geführt , war vor einigen Tagen nach Freiburg
zu seinem Liebhaber gereift und von dort telegraphisch von
der Abwesenheit des Scbnopp unterrichtet worden . An der
Suche nach dem Vermißten beteiligte sich dann auch das
Mädchen und legte schließlich laut „Konstanzer Zeitung " ein
Geständnis ab in der Nacht zum 31 . Januar den Vater durch
drei Beilhiebe getötet und den Leichnam im Bett versteckt zu
haben . Als Grund zu der Tat gab das Mädchen an , datz der
Vater rhst das Geld für die Freiburger Reise verweigert
habe .

L. .L . I) . Freiburg , 17. Febr . Wegen Beleidigung der Frei¬
burger Volksbühne war Universitätsprofeffor Dr . KrebS vom
hiesigen Schöffengericht zu 60 M . Geldstrafe verurteilt wor¬
den. Auf seinen Einspruch hin wurde die Angelegenheit vor
der Strafkammer verhandelt, die das schöffengerichtliche Ur¬
teil aufhob und auf völlige Freisprechung erkannte . Die
Strafkammer billig ' « Dr . Krebs die Wahrung berechtigter
Interessen in weitestem Umfange zu, weil er sich für be¬
rechtigt halte« konnte gegen sittliche Verwildnrungen der
Bühne anzukämpfen .

Weinversteigrruag j« Offenburs . Auf VermMsung der
Bnlisiben uandwrrrschastkkammer findet am 19. und 20. April
ft, Offcnburg zum erstenmal« eine gemeinsam, Weinverstei-
gernng statt . Näheres darüber ist in dem Anzeigenteil zu er-
s .'ben .

Daditcke Semeindelckau .
Mannheim , 17. Febr . Der Bürgerausfchutz be-

faßte sich in seiner letzten Sitzung mit der Erbauung von:
33k Wohnungen in Waldhof, für die nahezu 28 Millionen
Mark nötig werden . Die entsprechende Vorlage des Stadt¬
rats wurde mit 49 gegen 29 Stimmen angenommen. Dafür
stimmten die Mehrheitssozialisten und die Demokraten , wäh¬
rend die übrigen Parteien gegen die Vorlage waren , zum Teil
deshalb , weil sie wünschten, daß zunächst die freien Plätze i«
der Stadt auSgebaut werden. Bedingung für die Durch¬
führung des Projekts ist die Sicherstellung von Reichszuschüssea
für die Baukosten.

§ Offenburg 15. Febr . In der letzten Versammlung de»
BürgeranSfchusseS wurde die Wahl des Steuerausschuffes für
den Steuerbezirk Offenburg -Stadt vorgenommen, zu kleineren
Kreditüberschreitungen die erforderliche Genehmigung erteilt ,
der Anschluß der Stadtgemeinde an den in Bildung begriffe¬
nen Arbeitgeberverband badischer Gemeinden, die Bewilligung
der Mittel zur Erwerbung von 18 Ar Strahengelände zum
Preie von 6 M . pro Quadratmeter einereitS und der Verkauf
einer kleinen Parzelle landwirtschaftlichen Geländes zum
Preise von 2L0 M . pro Quadratmeter andererseits , die raten¬
weise Tilgung von Hochwasserschadensverpflichtungen sowie
die infolge der fortgesetzten Teuerung gebotene Erhöhung der
Tagesgebühren der Stadträte und der Beamten bei auswär¬
tigen Dienstgeschäften beschlossen. Die Tagesgebühren , wur¬
den auf 35 M . bezw. 45 M . mit der Maßgabe festgesetzt, datz
sie bei einer Abwesenheit bis zu 6 Stunden mit vier Zehntel ,
bei 6 bis 10 Stunden mit 7 Zehntel und bei mehr als
10 Stunden voll vergütet werden . Nichtfestbesoldeten steht bei
einer Abwesenheit von über 3 Stunden ein Anspruch auf Er¬
satz des Verdienstausfalls bis zu 40 M . zu. — Um der Brenn¬
materialnot einigermaßen zu steuern, hat der Stadtrat auch
dieses Jahr zu einer Maßnahme sich entschlossen, welche bei
der Bevölkerung dankbare Aufnahme findet. Von dem auS
Len Stadtwaldungen anfallenden Holzerträgnis stellt er jeder
Haushaltung je 1 Ster Holz und je 25 Stück Wellen zum
Preise von 80 M . für das Holz und von 45 M. für die Wel¬
len . Fast allgemein wird von dieser Wohltat Gebrauch ge- ,
macht. —> Vom laufenden Jahre ab wird der während der
Kriegszeit eingestellt gewesene Weinmarkt wieder ausgenom¬
men werden und voraussichtlich im April oder Mai erstmals
stattfinden .

Aus der Landesbauptltadt .
Aartoffelversorguug.

kla . Erfreulicherweise hat sich ein Teil der Landbevölkerung
der sozialen Not ihrer städtischen Mitbürger angenommen
» nd für die arme Bevölkerung der Städte in vorbildlicher
Weise Kartoffeln zu ermäßigtem Preise zur Verfügung ge¬
stellt. Einzelne Gemeinden sind sogar noch weiter gegangen
und haben Kartoffeln unentgeltlich abgegeben .

Auch die arme Bevölkerung der Stadt Karlsruhe ist durch
Spende umliegender mildtätiger Gemeinden in oen Genuß
dieser Wohltaten gekommen. Es sei rühmend hervorgehoben, ,
daß für Karlsruhe unentgeltlich Kartoffeln abgegeben haben
die Gemeinden : Blankenloch 116 Zentner , Graben 162 Zent¬
ner und Linkenheim 66 Zentner . Zu ermäßigtem Preise ha¬
ben Kartoffeln zur Verfügung gestellt: die Gemeinden Mün -
zesheim 175 Zentner , Richen 271Z Zentner , Obcngeornbach
15 Zentner , Elfen - 318 Zentner , Reibsheftn 136 Zentner ,
Bahnbrücken 96,4 Zentner , sowie die bäuerliche Bezugs- und
Absatzgenoffenschaft Stupferich 36H Zentner . Mit diesen
Spenden konnte einer großen Anzahl Bedürftiger aus der
Notlage geholfen werden. Dies war umso erfreulicher, all
einzelne Spenden noch vor dem Weihnachtsfeste eingetroffen
waren und so mithalfen , der in Nahrungssorgen schwebende «
städtischen Bevölkerung das Weihnacht- fest zu verschönern.
Hoffentlich findet der gute Wille, der sich durch die unentgelt¬
liche und zu ermäßigtem Preise erfolgte Zurverfügung¬
stellung von Kartoffeln gezeigt hat, auch m anderen Gemein¬
den lebhafte Nachahmung zum Besten der notleidenden städti¬
schen Bevölkerung . _

Vrrdilcke Teitungsttimmen.
(Für den Inhalt der hier verbffentlichien ZeüungsMmmrn Udermmmi dü RedattiaO

reine pvlitilch « Beraniwortung . Di' ^«ltung-ftimmrn dienen dem HrveM
her Orientierung ^ fi« ioUen ein objektive- Bild geben von den Stimmungen and AM
jchammgen . die in den VUinern des k ' "M Lusdruck gelangen.)

Die Eni , und wir.
Unter dieser Überschrift schreibt Minister a. D . Abg. Dr «

Dietrich in der „Badischen Landeszeitung" u . a . :
„In seiner Birminghamer Rede hat Lloyd George folgend«

drei Forderungen aufgestellt, von Lenen er sagte , daß sie
schon aus dem Jahre 1918 stammen: 1. Deutschland müsse
für die von ihm angerichteten Schäden Reparation leistem
L . Man könne von einem Schuldner nur das verlangen, wa»
er zu zahlen fähig fei . 3 . Es sei nicht angebracht , daß die
Art der Reparationszahlungen dem Gläubigerland einen

Nachteil zufüg«, der größer sei, als die wieder gutzumachen»
Len Schäden .

In der letzteren Bemerkung zeigt sich eine richtige Einsicht
in die Lage der Dinge . Es ist nämlich nicht so, wie viele
Franzosen meinen und namentlich die breite Masse diese»
Volkes, daß man Deutschland einfach zu Zahlungen zwinge»
könne, es dreht sich darum : wie kann und was kann Deutsch¬
land bezahlen . . Die Frage nach dem Wie ist sehr einfach
Nachdem wir unseren ganzen Schiffpark verloren, nachdem
unser Auslandsvermögen einschließlich der Guthaben zerstört
Ist , können wir nur zahlen durch Ausfuhr . Ausführen kön¬
nen wir aber nur in Konkurrenz mit Englaud und Amerik«,
aber auch mit Frankreich ; und wenn wir solche Warenmaffe«
nach diesen Ländern aussühren wollten wie erforderlich ist,
um die nach den Forderungen unserer Gegner aujzubringen -
Len Summen damit zu bezahlen, so würde ein größerer Teil
der einheimischen Industrien in diesen Ländern lahmgelegt
werden . Wenn man weiß, daß in England heute 1 Million
Arbeitsloser find, daß die Arbeitslosigkeit in Amerika noch
viel größer ist , so wird man verstehen , warum in die Vor¬
schläge , die uns die Gegner gemacht haben, die Bedingung
ausgenommen wurde, daß wir von unserer Ausfuhr eine Ab-
gäbe von 12 Prozent an die Entente zahlen sollen . Man will
nicht, daß Deutschland den EntentelänLern. voran England,
eine scharfe industrielle Konkurrenz bereitet. Denn um dies«
Konkurrenz zu beseitigen, hat man ja den Krieg geführt ; ma«
hat ihn umsonst geführt , wenn sie wiederkommt . Legt ma«
aber auf die deutsche Ausfuhr eine Belastung von 12 Prozent »
so hofft man einerseits , die deutsche Industrie zu verhindern^
die englische und französische zu unterbieten, und gleichzeitig



belastet « a» alle andere«, die von Deutschland kaufe», also die
Neutrale «, wie die an Deutschland angrenzenden kleine»
Staaten « die Teilstaate » der österreichisch -ungarischen
Monarchie. Pole», die Länder i» Übersee mit einer AuSsuhr-
taxe zugunsten der Entente .

Kür dr« deutsche Industrie und die deutsche Arbeiterschaftbedeutet diese Forderung , wenn sie je durchgrseht werden
kann, weiter nrcht». als das; die deutsche Industrie und die
deutsche Jndustriearbeiterschast . so lange jene Abgabe besteht ,unter weit ungünstigeren Verhältnissen produzieren mühten ,als dt« Konkurrenz , dah st« ein Achtel des Ertrags ihrer Ar-
bei an die Entente abliefern und so zur dauernd .» Lohnknecht ,
schast an diese verurteilt würde. Die Entente würde gleich¬zeitig erreichen, nicht nur . daß ihre Industrie und Arbeiter¬
schaft «»1er besseren LebeaSbedingnnie « als di« dentsche ar¬beite, sondern anch, daß die ganze von de« industrielle» Pro¬dukte« Deutschland» und der Entente abhLn,ige Welt dieSchulden der Entente mit decke« hilft. Aber auch »iese Rech.« «»» de» Herrn Lloyd George und der anderen Staatsmännerist falsch, denn Deutschland wird in einer solchen Situation
überhaupt nicht prodnz-eren . höchstens so viel, als notwendigist. um ein dürftiges Dasein zu fristen, keinesfalls aber di«
Leistungen aufbringen die erforderlich wären , um auch nur
annähernd das zu zahlen, was die Entente will. Es ist ein» «geheuerer Schwindel» wenn auf der einen Seite von Deutsch,kand Unmögliches verlangt wird und gleichzeitig, wie dies
auch Lloyd George wieder tut , gesagt wird, die Welt kann» ickst in Ordnung kommen, so lange nicht in Mitteleuropanormale Verhältnisse herrschen. Hier liegt allerdings der
bringende Punkt . Denn davon, ob in Deutschland normal «
Verhältnisse herrschen, hängt eS ab , ob die Schweiz, Holland,Dänemark , Schweden ihre bisherige Wirtschaft aufrecht er¬halten können, und ob die Teilstaaten Österreich-Ungarn - ,die Balkanländer . Polen . Rußland , also die gesamten Ostge-biete , in denen der größte Tcil der weißen Raffe wohnt, über¬
haupt wieder zu Atem kommen und wirtschaftlich sich er¬holen. Der Glaube , nach de« Krieg werde ein ungeheurerHunger «ach Ware » sein, hat sich als trügerisch erwiesen.Wohl haben diejenigen, die es noch konnten, ihre Vorräte er¬gänzt , die Russen aber , die österreich-ungarischen und die Bal .kanvölker mit rund 250 Millionen Köpfen sind heute in einem
Zustand , in dem sie so gut wie überhaupt nichts kaufen kön¬nen . Gerät auch Deutschland in diesen Zustand , dann werden
nicht nur die umlieg nden Kleinstaaten wirtschaftlich denselbenWeg gehen, der ins Verderben führt , sondern auch Frankreich,weil es von Deutschland keine Zahlungen bekommt und ohnediese überhaupt nicht weiter bestehen kann, Italien aber des¬wegen, weil es ohne innigste Verbindung mit der deutsch :«
Volkswirtschaft, von der es früher gelebt hat, verloren ist. Wirkönnen es daher den anderen überlassen, uns jenen Unsinn,den sie in Paris ausstellten zu diktieren, wenn sie wollen.Die Folgen werden sie am eigenen Leibe zu spüren bekommen,denn das ist nicht der Weg, Mitteleuropa , voran Deutschland,in Ordnung zu bringen . Sollte man sich vollends bei derEntente dahin entschließen, das Ruhrgebiet zu besehen, sowürde der wirtschaftliche und finanzielle ZusammenbruchDeutschlands zwar beschleunigt, noch mehr aber der Frank¬reichs und Italiens . Ob England ohne den europäischen Kon¬tinent leben kann, ist eine Frage , deren Beantwortung auchnicht allzuviel Überlegung erfordert . . ."

«Auch der Kultusminister soll zur Strecke gebraM
werden !"

Unter dieser Überschrift verüfsentlicht die Freiburger „Volks.
Wacht" folgende Ausführungen eines sozialdemokratische » Leh¬rers :

„An die Direktionen der Mittelschulen kam von Heidelbergaus ein Rundschreiben des Inhalts , daß am 5. Februar durchde» Eltrrnbeirat und die Schüler sämtlicher MittelschulenHeidelbergs der Schulschtuß aus Oster» abgelehnt worden seil
Schultechnische und gesundheitliche Gründe geben den Hei¬delbergern Bedenken gegen den Osterschulschluß.Die Heidelberger stehen etwas spät auf . Die Volksschulenund mehrere Seminarien haben schon lange aus Oster»
Schluß, ohne daß eS deck Heidelberger Herrschaften eingefal¬len wäre, unter der „Gvttesgnadenregierung " im Interesseder Gesundheit ihrer Kinder Einspruch dagegen zu erheben.Den Herrschaften liegt offenbar schwer im Magen, daß die
Mittelschule sich nach der Volksschule gerichtet hat.Nun, man soll das Gute nehmen, wo man es bekommenkann. Die Gründe für den Osterschluß find jedenfalls ge¬wichtiger als die gegen denselben. Der Winter ist für den
Lehrer die Hauptarbeitszeit ; im Sommer erleidet der Unter¬
richt durch Hitz,erien usw. oftmalige Unterbrechung. Kür denAbiturienten ist jed.nfalls die Prüfung an Ostern angeneh¬mer, als in der heißen Jahreszeit wo er auch gerne einmal
auSspannen möchte, wenn nicht da» Schreckgespenst „Abitur "
über seinem Haupte schwebte. Im Interesse der Grundschulemußte der Lsterschluß kommen.

Der Versuch , Uneinigkeit zu säen, dürfte von sehr magere»Erfolge begleitet sein. Wenn auf diese Weise eine ministe¬rielle Verordnung zu Fall gebracht werden könnte, so müßtenwir das Schauspiel erleben, daß vielleicht im nächsten Jahr
sich in Heidelberg eine Mehrheit findet , die ans gesundheit-lichen Gründen den Herbstschluß verwirft . Da » gebe eine
Schraub « ohne Ende.

Wenn ich auch nicht alles vom Kultusministerium Kom¬mende al» Evangelium betrachte» muß ich doch sagen, daß mirdie energische Lirt , mit der der Kultusminister die Schulschluß,angelegenheit erledigt hat, imponiert . Durch Abstimmungwären wir in der j .tzigen Zeit der politischen Gegensätze zukeinem Resultat gekommen . Und was heißt „Mehrheit gegenden Osterschluß? Die Gegner werden mobil gemacht unddie anderen bleiben zu Hause, weil ihnen ja der Osterschiußpaßt . Also, Herr Landgerichtsrat Hönl ( so ist der Aufruf ge¬zeichnet), Sie erwarten , daß der Kultusminister den Degeneinzicht. Haben Sie nicht gelesen, daß vor längerer Zeitin einer Direktorenkonfercnz in Karlsruhe der Schulschlußberaten wurde ? Ich bewundere die Naivität , mit der Sie
heut « an die Direktionen Ihr Gebräu versenden , um eine»Keil zwischen Lehrer und Kultusministerium z» treiben , d. h.im Trüben fischen zu können. Mir kommt vor, als röche ichdie Spekulation . Dem Arbeitsminister möchte man gerne auchden Kultusminister in die Versenkung nachsendea.

Landgraf bleibe Hartl"

Täglich 44 Millionen Mark Schulden !
Unter dieser Überschrift schreibt der A. K. in der „Mann¬

heimer Kolksstjmme".
„ Es ist bekannt, daß die deutschen Reichseisenbahnen, und

seit 1919 schon die deutschen Staatseisenbahnen , mit Verlust
Wirtschaften. Di . S ist ein Zustand, dem je eher, um so besser
abgeholfen werden muß. In der Fachpresse sind darüber die
mannigfachsten Ansichten und Vorschläge laut geworden.
Neuerdings nimmt auch der ehemalige preußische Staa . smini »
ster Hoff in der Zeitung des Verein » deutscher Eisenbahnver .
Wallungen zu dieser eminent wichtigen Frage Stellung . Waser hier über die gegenwärtige Finanzlage der Reichseisenbah¬nen mitteilt , sind äußerst betrübliche Tatsachen. Er nennt
diese Berlusttvirtschaft mit Recht ein« ungeheuer große und istdavon überzeugt, daß sie „von den übelsten Folgen für die ge¬

samte Geschäftsführung bereitet sein muß." Der täglich»Betrieb der Eisenbahnen kann heute nur mit rückzahlbare»Zuschuss , n aufrecht erhalten werden. Hoff berechnet den tag.lichen Verlust der deutschen Eisenbahnen auf rund 44 Mil-lionea Mark, oder mit anderen Worten die Reichs bahnner.Wattn», » acht täglich rund 44 Millionen Mark neue Schnlor».Gegenüber einer solchen Verlustwirtschaft find sofortig,Maßnahme « am Platze. Hoff nennt al» solche vor allem na¬türlich die beiden sich gegenseitig entsprechenden Maßregeln ,eine Verminderung der Ausgaben und eine Erhöhung derEinnahmen . Auf Einzelheiten in di . ser Hinsicht soll hier nichterngegangen werden. ES interessiert uns Badener jedoch derUmstand noch besonders, daß Hofs als dritte » Punkt die „ge¬naue Abgrenzung de? Eisenbahnfinanzen von den allgemeine,Reichsfinanzen " fordert . Diese Abgrenzung will er durch ei,zur Ausführung de» Artikels 92 der Verfassung zu erlassendesNe chseisenbahnfinanzgesetz erreichen, und er fährt wörtlichfort : „E n« reinliche Scheidung zwischen b . iden Verwalt »»,gen ist mehr denn je zuvor unabweisbar nötig."Damit stellt sich di . ser maßgebende preußische Fachmannaus den Standpunkt , den die Finanzpolitik der früheren badi.scheu Staatseisenbahnen immer eing nommen hat. In Badengehörten — seit jenem noch heute vorbildlichen Gesetz über di«
Eisenbahnschnldentilgung von 1942 — die Eisenbahnen zu de»sogen , . ausgeschiedenen BerwaltungSzweigen ". ihr Budgetwar gesondert aufgestellt und blieb von dem der allgemeine»
Staatsverwaltung völlig getrennt . Da » Verfahren hat sichbei uns durchaus bewährt, und wir dürfen neben der Ge-
nugtuung , die wir über diesen Vorschlag HoffS empfinden,unserer Hoffnung Ausdruck geben, daß dies bewährte ver -
fahren bald auch zu der so notigen Gesundung der deutsche»
Eisenbahnfinanzen betragen möge."

vcrlcklcdencs.
* I » Men spreng 'en etwa 500 Personen eine Vorstellungvon Schnitzler» „Reigen ". ES wurden Stinkbomben gewor¬fen und das Publikum unter Schmührusen gegen die Jude »

tätlich angegriffen .

In eigener Angelegenheit der Firma,
Der „Bolksfreund " hält eS für notwendig, so auch jetzt wie¬

der , dann und wann in langen, aber darum nicht wahrere »Artikeln einen der Inhaber der Braunschen Hofbuchdruckeretin der öffentlichen Meinung herabzusetzen.
Wir halten cs nicht für notwendig, seinen Spuren zu folge».Es könnte aber der Zeitpunkt kommen, wo wir gezwungen

find, zu untersuchen, ob wir uns noch länger die schwere»
Geschäftsschädigungen gefallen lassen können, die durch dies«
Verunglimpfungen unzweifelhaft hervorgerufen werden.

Die Verantwortung für die Schädigungen haben die Re¬
daktion des „BolksfreundeS" und deren Hintermänner , ver¬
mutlich Leute, die nach ß 1 des BctriebsratsgcsetzeS für di«
Wirtschaftlichkeitdes Betriebes einzutreter , haben, in der Folge
zu tragen . Vielleicht dürfte e» auch zweckmäßig sein, wen»
die Redaktion des „BolksfreundeS" die „Unzufriedenen " an«
halten würde, die geordneten Tarifinstanzen anzurufen , bevor
sie ihre Feder mit giftiger Tinte füllen . Bor diesen Tarif¬
instanzen scheinen aber die Urheber dieser Artikel einen hei¬
ligen Respekt zu haben.

G. Braunsche Hofvuchdrnckrrei und Verlag .
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peasiva ScbüIKr. 7. — kr . 25. : VoIksstOstne , D. 8 '
Pension Scdötler . 7. — Lo. 27.* : Die Journalisten .

<N .- .>
Dintnuscst cier Vorrugsknrten unct Vorkaufsrecht

cler Inliatier von Vorrugskartsn am Samstag , rlen 19 ,» aetzm. ' /,4 —5 hlirr, allgemeiner Verkauf von Klontag ,cken 21 . an. JL85
Erlösche « der Maul - « nd Klauenseuche .Die für den östlich der Etlliiigerstraße gelegenenStadtteil als Beobachtungsgebiet «»geordneten Maß¬

regeln werden mit Wirkung vom 12. Januar 1921 ab
aufgehoben.

Karlsruhe , den 12. Februar 1921 .
Bad Bczrrlssmt. — Polizridirektion L. O Z .28

Maul - und Klauensench «.
Unsere, auf Grund des Z 36 V -V -Q znm Vieh,

fruchengesetz getroffene Anordnung vom 19. Nov 1920.
hinsichtlich der von Händlern nach Baden eingcführten»nd zum Verkaufe bestimmten EinsteUschweine (Be¬
kanntmachung in den Zeitungen vom 21. und 22. No¬
vember 1920 ) wird zur Verhütung weiterer Seuchen«
«inschlcppungcn. mit losortiger Wirkung auch aus die
von Landwirten oder sonstigen Schweinehaltern im
Wege des gemeinsamen Bezugs oder durch Vermitt -
l» ng laiidwirtsä,östlicher Verein gungen in das Land
«ingesührien Einstellschwei »,e mit der Maßgabe ausge¬
dehnt . daß die Tiere vor ihrer Abgabe »» die Besteller
einer siebentägige« Beobachtung zu unterwerfen sind.Die Anzcig n sind wie bei der Anordnung jür die
Händler zu machen.

Karlsruhe , den 10. Februar 1921-
Bad. Bezirksamt — Polizi«direkt« « k . O Z 24

Bei dem neu errichteten Landesamt für Arbeitsver¬
mittlung ist die außerplanmäßige Stelle einer

wWlWM gMlteii WmMlllil
an besetzen Praxi « im Arbeilsnachweiswesen oder in
der Berufsberatung dringend erwünscht. Vergütung« felgt »ach den Bestimmungen de» BeamtenbesoldungS
Gesetzes Bewerbungen mit Lebenslauf und Zeugnissen« nd bi» zum lo . März 1921 an da» Arbeitsmiui -
fterium in Karlsruhe . Herrenstraße 45s , zu richte».Karlsruhe , den 17- Februar 1921.

Badisches NrdettSa . tutstrrium .
I . A - : Fuchs .

Xnnrtba- slnog «ns It»tia>»»I»t»-iI>
!lS !lm !,e. !lsl8Mls. irs ^ L *Ä.
IVanäbilllsi ^ elimuolL

- InIulüMke?, :: kiillek - eini - akmungen

Badischer
Eisenbahner-
Kalender
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Preis 8.—

Hieben dem Besoldungsgesetz und verschie-denen, aus Anlaß der Verreichlichung
entstandenen Gesetzen und Verordnungenaller Art für Beamte und Arbeiter enthältder Kalender ein vollständiges Verzeichnisder obersten Beamten de» Reichsverkchrs-
ministeriunis , des Reichszentralamts und
der Eisenbahngeneroldirektioa Karlsruhe
nach dem neuesten Stand und der Dicnst-
alterSfolge- Ganz besonders reichhaltig ist
die Zusammenstellung der aus Anlaß der
Verreichlichung in überaus großer Anzahl
notwendig gewordenen Gesetze und Verord¬
nungen de» Reichs , der obersten ReichSeisen -
bahnverwaltung und der Eisendahngeneraldirektion, wie sie in den Reichs -, VerordnungS-
und Rachrichtenblättern erschienen find-Durch
kurze Stichworte sind die lexilonartig gefaß¬ten Ar .ikel übersichtlich und leicht auffindbar
angegeben. Ein sicherer, unentbehrl . Führerin der Hochflutder Vorschriften. Auch sonst istviel Wissenswertes für d Besoldungsgruppen
enthalten . Eingestreute literarisch« Beiträge

bereichern noch den Inhalt .

I(
G. Bwunsche Hofbuchdnickerei und

Verlag, Karlsruhe in Baden,14 Karlfriedrichstratze 14
II» I

k
'
Liniüenvei'soi'glirig

Wer kür » ick vnck « ine llinorkliekenea «»gen vi », !
j eoeictu äie, in descnöers »orteillislter Reis » ckurcd I

Lenutrung 6er Versickerung-eillricktuagen 6e»
k^eukkelien K6am1sli-V6i'6in8

I l-edensversictierungssnrttlt kür »lie 6eur«cl>en Leick«-,
I Staats - un6 l^ninmunLlb^LMt-'N, Oeirliirken , 1-chrer ,Oekrerinorn , KecktssnvLIte , ^hirte , XslinLrrke , riertir/ .te,bSrster , ^ potkcker , Ingenien,e , ^ rctiilekien, leeknilier ,ksulin . ^ ngesletbe ui>6 sonstige l ' iivatnngentellt«.

Vers '
ekeeungsbestrmä 475 270 237 U.

Vermögensdestsnil 206 435SIS KI.
I Oer Verein »I keilet ob»S bersblts Agenten unä »psrt

«Isilurcli »ebr deäeul , 6« >un>,ueo. b> lt»na 6»l>er 6ie
! Orttniien ( VerRebeiu g»^ritrzge> beirr niectrig »teilen un6
tror -6em sskr Kobe Oi- i6en6en verteilen, so 6-,L 6>e
Lessmtkorten lur 6ie VeiTielierung bei Mldetlingtvr
8ivkiertieit lluSerrt gering si»6. — 2u»e»<>ung 6er
Oiucksitcbeu erfolgt »uk Xnkoräern kostenlrei cknreb

vis Direktion äes
! preuöisvken Deamton -Verein ; ru llannover .

Lei einer Otnricsscben -^ nkoick, rung vol e m-n »nl
6>e A.nkün6gung io 6>« em Llntte Lerug nekmeo.

Voranzeige .

LeWzeMS bllWer
MMs - Mne in WMg

(Saal der Neuen Pfalz , Marktplatz)

lM IS. »»!> A>. AM Ml.
Angeboten werden ca. 1200 Hektoliter der her¬

vorragendsten badischen Oualitätsivtine ( Wriß - u.Rotweine ) der größeren W ingu >Sbesttzer Badens
und zwar u. a . : Durvacher . Schloß Llaufrn -
verger , Ortcnderger , Zeller , Overtircher ,Watdulmer Pfarrderg . « ffentater , Eisen -
laler , Barnhalter . Fremersverger , Bla « te » .
horusvcrger , Auggener , Meersvurger .

Probelegem Faß vom N . bis 14. Lpril,
außerdem Proben bei der Versteigerung .

Badische Landwirtschastskarrrmer
Karlsruhe . Jgn

Ursnliche Mtspslege.
». Streitige Gerichtsbarkeit .

BL60 . Turlach. Die durch
Beschluß des Amtsgericht»

Breiten vom 22. Oktober
1916 wegen Verschwendung
und Trunksucht ausgo -
sprochcne Entmündinu »»
des Fabrikarbeiters Jaßt ^

Schnhmmm in Durlach wur¬
de mit Beschluß vom 11.
Februar 1921 wieder auf¬
gehoben.

Lurlach , , 4. Febr Ml .
Der Gcrichtsschrelbcr öes

Amtsgerichts .

LeWöM
MimtmMiiM

AMNihch >

MstMIW .
Die Gemeinde H » gS-

Weier bei Lahr versteigert
am Mittwoch , den SS.
Februar d AH.» vormit¬
tags 1t) Uhrü in ihrem
Gemeindewatd folgende
Holzsoctcn:

7 Eichen bi» zu 3,56 km
messend ,

131 Eschen bi» zu 1,32
fm messend ,

23 Erlen bis zu 0,53 km
messend,

4 Buchen bis zu 0,42 km
messend. J .931
HugSweier, 17. Febr . 1921.

Wemeinderat .
Hierlinger , Bürgermeister .

Ruder , Ratschreiber.

(tMIUhch-
RljtMW .

Die Gemeinde Matsch »
Amt Ettlingen , versteigert
in ihrem Hardtwald a»
nach enaunten Tagen fol¬
gendeHolzarten und zwar :
DounerStag » den 2L.

Februar Vs. Js . r
Forlenstämme 3o I .. 190

II . und 44 ill . Klaffe.
Freitag , 2L . Fevr « » »

viese » Jahres »
Forlenjtämme : 34 1^

176 II .. 33 III . Klatsch
Fichstnstämme 1 II -, »

IV . Kl ,sich ^Eichstämme 2II ., 7III .»
11 IV . und 4 V. Klaffe.

Die Zusaiiimenkunst »ft
jeweils rormittagS 9 Uhr»
beim Bahnhof in Malsch-

Malich, >6. Febr . 1921.
Der «Scmcinverat :

Beizer, Bürgermeister .
J .S32 Kunz.

I
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